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AKTIVIERUNGSPOLITIK 
UND ERWERBSARMUT

Dorothee Spannagel, Daniel Seikel, Karin Schulze Buschoff, Helge Baumann 

AUF EINEN BLICK

Erwerbsarmut – auch bekannt als working poor – 
ist ein weit verbreitetes Phänomen in ganz Europa. 
Deutschland ist hierbei keine Ausnahme. Im Jahr 
2014 war in Deutschland nahezu jeder zehnte Er-
werbstätige zwischen 18 und 64 erwerbsarm. 

Wie lässt sich Erwerbsarmut wirksam bekämp-
fen? Welchen Einfluss hat die Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik auf Erwerbsarmut? Ist aktivierende 
Arbeitsmarktpolitik ein geeignetes Mittel, um Er-
werbsarmut zu senken? Der vorliegende Report 
analysiert auf Grundlage eines systematischen 
Vergleichs zwischen 18 EU-Mitgliedstaaten die 
Auswirkungen unterschiedlicher arbeitsmarkt- und 
sozialpolitischer Instrumente auf Erwerbsarmut.  
Die Befunde zeigen, dass strenge Anspruchsvor-
aussetzungen für den Leistungsbezug und nied-
rige Lohnersatz- und Sozialleistungen das Risiko 
erhöhen, arm trotz Arbeit zu sein. Derartige Akti-
vierungspolitiken, die dem sogenannten Workfare-
Ansatz entsprechen, steigern also das Erwerbsar-
mutsrisiko. Strenge Anspruchsvoraussetzungen 
und niedrige Lohnersatz- und Sozialleistungen 
sollen erwerbslose Personen dazu zwingen, auch 
schlecht entlohnte Arbeitsangebote anzunehmen. 
Dies kann dazu führen, dass aus armen Arbeits-
losen arme Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen werden. Unzureichende staatliche Transfers 

können überdies zur Folge haben, dass das Haus-
haltseinkommen nicht über die Armutsschwelle 
hinauskommt. 

Die Untersuchung zeigt aber auch, dass inves-
tive aktive Arbeitsmarktpolitik, also Maßnahmen 
zur Verbesserung des Humankapitals wie Aus- und 
Weiterbildung, das Erwerbsarmutsrisiko senken 
kann. Die Ergebnisse verdeutlichen, dass eine 
Kombination aus investiver aktiver Arbeitsmarkt-
politik und auskömmlichen Lohnersatz- und Sozi-
alleistungen der beste Weg ist, um Erwerbsarmut 
zu bekämpfen. Demnach sind Strategien, die dem 
Leitbild eines fördernden Wohlfahrtsstaates ent-
sprechen, der erfolgversprechendste Ansatz zur 
Bekämpfung von Erwerbsarmut. 

Für Deutschland bedeutet dies, Möglichkeiten 
der beruflichen Qualifikation und Weiterbildung 
auszubauen und auch für atypisch und/oder im 
Niedriglohnbereich Beschäftigte zugänglich zu ma-
chen. Zudem muss die Arbeitsvermittlung verstärkt 
auf eine nachhaltige und qualifikationsgerechte 
Vermittlung von Erwerbslosen ausgerichtet werden. 
Darüber hinaus sollten die Zumutbarkeitsregeln im 
Hartz-IV-System entschärft werden. Schließlich 
muss sichergestellt werden, dass Lohnersatzleis-
tungen und Hartz-IV-Leistungen Armut wirksam 
verhindern. 
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EINLEITUNG  1

Nicht erst seit Ausbruch der Krise haben die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union (EU) mit 
wachsender Arbeitslosigkeit und Armut zu kämp-
fen. Die Erwerbsarmut hat ebenfalls in vielen 
Ländern zugenommen. Zu diesen Ländern gehört 
auch und gerade Deutschland. Wir sprechen von 
Erwerbsarmut, wenn eine erwerbstätige Person in 
einem Haushalt lebt, dessen verfügbares Einkom-
men unterhalb der Armutsgrenze liegt (60 % des 
Medianeinkommens). In Deutschland liegt diese 
Armutsschwelle derzeit für einen Einpersonen-
haushalt bei rund 11 800 € netto im Jahr. Für eine 
Familie mit zwei Kindern unter 14 Jahren liegt die 
Armutsgrenze bei einem Nettojahreseinkommen 
von 24 800 €. Das Phänomen, dass Haushalte un-
ter die Armutsgrenze rutschen, obwohl mindestens 
eine Person erwerbstätig ist, ist auch als „Armut 
trotz Arbeit“ bekannt.

Die politischen Strategien zur Bekämpfung von 
Armut und Arbeitslosigkeit sind sowohl auf der 
EU-Ebene als auch in vielen Mitgliedstaaten von ei-
nem aktivierungspolitischen Leitbild geprägt. Unter 
Aktivierungspolitik verstehen wir ein Bündel von 
arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Maßnahmen, 
das auf drei Säulen ruht: (1) der investiven aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, (2) der Verschärfung von Auf-
lagen für den Bezug von Transferleistungen (Kondi-
tionalität) und (3) der Verringerung von Lohnersatz- 
und Sozialleistungen (Re-Kommodifizierung).

Der aktivierungspolitische Ansatz basiert auf 
der Grundannahme, dass Erwerbstätigkeit grund-
sätzlich der beste Weg aus Armut ist. Allerdings 
berücksichtigt dieser Ansatz nicht, wie die Arbeits-
bedingungen (Löhne, Erwerbsbeteiligung) neuer 
Beschäftigungsverhältnisse ausgestaltet sind. 

	 1	 Dieser Report basiert auf Seikel, D./Spannagel, D. (2017): 
Activation into In-work Poverty? The Role of Activating 
Labour Market Policies as a Driver of In-Work Poverty 
in Europe, in I. Marx/H. Lohmann (Hrsg.): Edward Elgar 
Handbook of Research on In-Work Poverty, Cheltenham: 
Edward Elgar (im Erscheinen).

Vielmehr scheint die Annahme vorzuherrschen, 
dass Beschäftigungswachstum automatisch zur 
Verringerung von Armut führt. In diesem Report 
unterziehen wir diese Annahme einer kritischen 
Überprüfung. Dazu untersuchen wir auf Grundlage 
der EU Statistik über Einkommen und Lebensbe-
dingungen (European Survey on Income and Living 
Conditions, EU-SILC) und der OECD Active Labour 
Market Policies Database, wie sich Aktivierungspo-
litiken auf Erwerbsarmut auswirken.

Unsere Untersuchung zeigt, dass Aktivierungs-
politiken das Armutsrisiko unter Erwerbstätigen 
erhöhen können, statt es zu senken. Eine hohe 
Konditionalität von Transferleistungen, also strenge 
Anspruchsvoraussetzungen für den Leistungsbe-
zug, und ein hoher Grad an Re-Kommodifizierung 
der Arbeitskraft (siehe Infobox 2) steigern das Risi-
ko, arm trotz Arbeit zu sein. Unsere Analyse ergibt 
also, dass Arbeitsmarktreformen, die sich auf sog. 
Workfare-Strategien konzentrieren, d. h. die die 
Konditionalität von Transferleistungen verschärfen 
und Lohnersatz- und Sozialleistungen kürzen, also 
den Grad der Re-Kommodifizierung der Arbeits-
kraft erhöhen, das Erwerbsarmutsrisiko steigern. 
Arbeitsmarktpolitiken des Workfare-Typus können 
demnach dazu führen, dass aus armen Arbeitslo-
sen arme Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
werden, da erwerbslose Individuen gezwungen 
werden, Arbeitsangebote auch dann anzunehmen, 
wenn sie schlecht entlohnt werden und unterhalb 
des eigenen Qualifikationsniveaus liegen. Die Ana-
lyse zeigt aber auch, dass investive aktive Arbeits-
marktpolitik das Erwerbsarmutsrisiko senken kann, 
insbesondere, wenn sie mit ausreichend hohen 
Transferleistungen kombiniert wird. Demnach sind 
Strategien, die dem Leitbild eines fördernden Wohl-
fahrtsstaates entsprechen, der erfolgversprechen-
dere Ansatz zur Bekämpfung von Erwerbsarmut.

Der Report ist folgendermaßen aufgebaut: Zu-
nächst wird der Begriff der Aktivierungspolitik 
erläutert (Kapitel 2: Was ist Aktivierungspolitik?). 
Kapitel 3 (Aktivierungspolitik auf der europäischen 

INHALT
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Ebene im Wandel) befasst sich mit der europäi-
schen Arbeitsmarktpolitik. Anschließend werden 
der Zusammenhang von Aktivierungspolitiken und 
Erwerbsarmut erörtert und auf Grundlage von em-
pirischen Analysen die Effekte von Aktivierungs-
politiken auf Erwerbsarmut untersucht (Kapitel 4: 
Führt Aktivierungspolitik zu mehr Erwerbsarmut?). 
Auf der Basis der Ergebnisse der empirischen Ana-
lysen werden abschließend Schlussfolgerungen 
und Handlungsempfehlungen, insbesondere mit 
Blick auf die deutsche Politik, formuliert (Kapitel 5).

WAS IST AKTIVIERUNGSPOLITIK?

Grundsätzlich lassen sich zwei Arten von Arbeits-
marktpolitiken unterscheiden: aktive und passive 
Arbeitsmarktpolitiken. Passive Arbeitsmarktpolitik 
besteht aus Geldtransfers an Personen und Haus-
halte bei Arbeitslosigkeit, also Lohnersatz- oder 
Transferleistungen wie Arbeitslosengeld I oder II. 
Aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zielen 
hingegen darauf ab, die Beschäftigungschancen 
von Arbeitslosen zu verbessern. Dabei ist das Ziel, 
Arbeitslose möglichst schnell (wieder) in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren.

Seit Mitte der 1990er Jahre wurden Arbeitsmärk-
te überall in Europa umfassend reformiert. Dieser 
Prozess wird in der wissenschaftlichen Debatte 
häufig als „Activation Turn“ bezeichnet (Bonoli 
2010, S. 436; Kenworthy 2010, S. 435). Hauptmerk-
mal dieses „Activation Turn” ist eine Verschiebung 
finanzieller Ressourcen von passiven zu aktiven 
Arbeitsmarktpolitiken. Im Zuge dieser Reformen 
wurden typischerweise Höhe und Bezugsdauer 
von Transferleistungen gekürzt, Bedingungen für 
den Zugang zu Transferleistungen verschärft, wäh-
rend Ausgaben für Qualifizierungs- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen erhöht wurden (Lefresne 1999, 
S.  470).  2 Dieser Trend ist eine der Hauptentwick-
lungen jüngerer Sozialstaats- und Arbeitsmarktre-
formen und ist inzwischen ein gemeinsamer Be-
zugspunkt der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik in 
vielen europäischen Ländern (Eichhorst/Kaufmann/
Konle-Seidl/Reinhard 2008, S. 2). 

	 2	 In Deutschland zeigt sich ein anderes Bild: Die Ausgaben 
für die berufliche Weiterbildung sind in den vergangenen 
Jahren nicht erhöht, sondern im Gegenteil deutlich redu-
ziert worden. So gab es zwischen 2000 und 2005 eine er-
hebliche Reduzierung der Mittel für Maßnahmen zur be-
ruflichen Weiterbildung nach SGB III (Arbeitsförderung) 
und SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende), mit 
zuletzt weniger als 200.000 Eintritten in entsprechende 
Maßnahmen pro Jahr. Von 2006 bis 2009 wurde die Zahl 
der Eintritte auf 500.000 gesteigert, seit 2011 stagniert sie 
bei etwa 300.000 jährlich (BIBB 2015: Schaubild B 3.1-1: 
Eintritte in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
von SGBII und SGB III von 2001 bis 2013; http://www.
bibb.de/datenreport/de/2015/30953.php#module31775).

Dies gilt auch für die europäische Arbeitsmarkt-
politik (siehe Abschnitt 3). In Deutschland ist diese 
Politik auch unter dem Stichwort „Fordern und För-
dern“ bekannt.

Die aktivierungspolitische Wende lässt sich auf 
einen Transfer neoklassischer angebotsorientierter 
Wirtschaftstheorien in das Feld der Sozialpolitik 
zurückführen (Bothfeld/Betzelt 2011, S. 4f.). Aktivie-
rungspolitiken liegt die Philosophie zugrunde, dass 
Arbeitslosigkeit im Grunde freiwillig und damit 
selbstverschuldet ist (Weishaupt 2013, S. 195). Die-
ser Sichtweise zufolge wird Arbeitslosigkeit durch 
– im Vergleich zu Einkommen aus Erwerbsarbeit –
zu hohe Transferleistungen verursacht. Demnach 
erzeugen zu großzügige Transferleistungen negati-
ve Anreize, die Arbeitslose davon abhalten, offene 
(schlecht vergütete) Arbeitsangebote anzunehmen 
(Eichhorst/Kaufmann/Konle-Seidl/Reinhard 2008, 
S. 8; Lefresne 1999, S. 470; Weishaupt 2013, S. 191). 
Aktivierungspolitiken zielen daher darauf ab, Ar-
beitsanreize zu erhöhen, um arbeitslose Personen 
zu „aktivieren“ (Weishaupt 2013, S. 191ff.).

Aktivierungspolitiken folgen dem Prinzip des 
„Forderns und Förderns”. Analytisch betrachtet 
beruhen sie auf drei Säulen: (1) investive aktive 
Arbeitsmarktpolitik, (2) Konditionalität von Trans-
ferleistungen und (3) Re-Kommodifizierung von 
Arbeitskraft (siehe Infobox 1 und 2). Aktivierung 
beinhaltet also sowohl „befähigende“, d. h. das Hu-
mankapital steigernde Elemente, als auch Zwangs-
elemente (vgl. Bonoli 2010, S. 438; Eichhorst/Kauf-
mann/Konle-Seidl/Reinhard 2008, S. 6).

Infobox 1

Aktivierungspolitik

Im Gegensatz zum Begriff der „Erwerbsarmut“ gibt es keine 
konsistente wissenschaftliche Definition der Begriffe „Aktivie-
rung“ oder „Aktivierungspolitik“. Der Begriff der „Aktivierungs-
politik“ impliziert arbeitsmarktpolitische Interventionen zum 
Ausgleich von (vermeintlichen) individuellen Verhaltensdefiziten 
von Arbeitslosen. Anhand der einschlägigen Literatur lassen 
sich drei zentrale Zieldimensionen der aktivierenden Arbeits-
marktpolitik identifizieren: (1) investive aktive Arbeitsmarktpoli-
tik, das heißt Maßnahmen zur (Wieder-) Herstellung bzw. zum 
Erhalt von Arbeitsmarktnähe (Beschäftigungsfähigkeit), (2) die 
Konditionalität von Transferleistungen, das heißt die Verknüp-
fung von Leistungen mit erwarteten Gegenleistungen, um die 
Bereitschaft der Arbeitslosen zur Annahme einer Beschäftigung 
zu erhöhen, und (3) die Re-Kommodifizierung von Arbeitskraft, 
das heißt eine stärkere Notwendigkeit, einer Erwerbsarbeit 
nachzugehen, um den eigenen Lebensunterhalt zu bestreiten. 
Insgesamt zielen die Maßnahmen auf eine Erhöhung der Be-
schäftigungsfähigkeit, der Verfügbarkeit und der Eigenverant-
wortung ab.
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Investive aktive Arbeitsmarktpolitik
Investive aktive Arbeitsmarktpolitik soll Arbeitssu-
chenden bei ihrer (Wieder-)Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt helfen (Weishaupt 2013, S.  191). Sie 
zielt unter anderem auf eine Verbesserung der Be-
schäftigungsfähigkeit von Arbeitslosen (Lefresne 
1999). Es können drei Typen von investiver aktiver 
Arbeitsmarktpolitik unterschieden werden.

–	 Maßnahmen zur Verbesserung des Humankapi-
tals; z. B. Berufsausbildung und Weiterbildung

–	 Arbeitsmarktvermittlung
–	 Direkte Beschäftigungsförderung; z. B. Arbeits-

beschaffungsmaßnahmen, Lohnzuschüsse, 
Steuervergünstigungen, Zuschüsse zur Kinder-
betreuung (Bonoli 2010, S. 439ff.; Weishaupt 
2013, S. 191ff.).

Konditionalität von Transferleistungen
Die zweite Säule von Aktivierungspolitiken besteht 
aus Zwangselementen, welche die Arbeitsbereit-
schaft von Arbeitslosen erhöhen sollen. Die Zah-
lung von Transferleistungen wird dabei verstärkt 
von der Bereitschaft der Erwerbslosen abhängig 
gemacht, aktiv nach Arbeitsangeboten zu suchen 
sowie Arbeitsangebote anzunehmen, auch wenn 
diese unter dem Qualifikationsniveau der letzten 
Beschäftigung liegen, schlechter bezahlt werden 
oder weit vom Wohnort entfernt sind (Dingeldey 
2007, S.  823f.; Eichhorst/Kaufmann/Konle-Seidl/
Reinhard 2008, S. 2; Kenworthy 2010, S. 439). Zu-
dem wird typischerweise das Recht, an arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen teilzunehmen, in 
eine Pflicht umgewandelt (Weishaupt 2013, S. 195). 
Die Befolgung dieser Auflagen wird üblicherweise 
durch Sanktionen erzwungen, vor allem durch Kür-
zungen von Transferleistungen oder sogar durch 
vollständige Ersetzung des Geldtransfers durch Es-
sensmarken (Bonoli 2010, S. 439ff.).

Re-Kommodifizierung der Arbeitskraft
Der dritte Bestandteil von Aktivierungspolitik ist die 
Re-Kommodifizierung der Arbeitskraft (Kenworthy 
2010, S.438). Sozialstaatliche Politiken, die eine De-
Kommodifizierung der Arbeitskraft zum Ziel haben, 
d. h. die die individuelle Existenzsicherung von der 
Erwerbsarbeit entkoppeln, werden zurückgefahren 
(Dingeldey 2007, S. 823). Die Kürzung von Transfer-
leistungen soll Arbeitsanreize erhöhen und somit 
Erwerbslose „aktivieren” (Bonoli 2010, S.  439ff.; 
Kenworthy 2010, S.  438). Konkret bedeutet dies, 
dass die Höhe und Dauer von Transferleistungen 
verringert wird und dass die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Transferleistungen (z. B. Bei-
tragszeiten) verschärft werden. Zu den re-kommo-
difizierenden Maßnahmen gehört auch das Herauf-
setzen des Renteneintrittsalters und die Abschaf-
fung von Frühverrentungsprogrammen (Weishaupt 
2013, S. 192–193, 210–211ff.).

Der konkrete Mix dieser Elemente von Aktivie-
rungspolitiken variiert von Land zu Land. Dabei las-
sen sich zwei Idealtypen von Aktivierungsregimen 
identifizieren: der fördernde Wohlfahrtsstaat und 
der Workfare-Staat. Der Schwerpunkt des fördern-
den Wohlfahrtsstaats liegt auf der Verbesserung 
des Humankapitals und auf Beratungs- und Unter-
stützungsangeboten für Arbeitslose, damit diese 
sich leichter den sich wandelnden Anforderungen 
auf dem Arbeitsmarkt anpassen können. Zwar gibt 
es auch im fördernden Wohlfahrtsstaat Anreiz- und 
Sanktionssysteme, doch sind die Zwangselemen-
te hier weniger stark ausgeprägt als im Workfare-
Staat. Der Schwerpunkt des Workfare-Staats liegt 
hingegen auf Leistungskürzungen, Verschärfung 
der Anspruchsvoraussetzungen und verpflichten-
den Arbeitsmarktprogrammen, also auf einer Kom-
bination von verschärfter Konditionalität und Re-
Kommodifizierung. In diesem Regime ist der Druck 
auf Erwerbslose besonders hoch, Arbeitsangebote 
unabhängig von den Arbeitsbedingungen anzuneh-
men (Dingeldey 2007, S. 825ff.).

Infobox 2

Re-Kommodifizierung der Arbeitskraft

Der Begriff De-Kommodifizierung beschreibt die Aufhebung des Warencharakters von Arbeitskraft. 
De-Kommodifizierung bedeutet also, dass Arbeitskraft nicht wie eine normale Ware zu freien Markt-
preisen gehandelt wird. Dies beinhaltet insbesondere, dass auch dann ein mindestens existenzsi-
cherndes Einkommen zur Verfügung gestellt wird, wenn die Arbeitskraft nicht auf dem Arbeitsmarkt 

„verkauft“ wird, etwa bei Arbeitslosigkeit oder im Ruhestand. Entsprechend bedeutet Re-Kommo-
difizierung, dass der Warencharakter von Arbeitskraft wieder hergestellt wird. Die Existenz- oder 
Lebensstandardsicherung (auch im Alter) wird dabei wieder in höherem Maße vom „Verkauf“ der 
Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt abhängig gemacht.
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In der wissenschaftlichen Debatte ist es weitge-
hend unumstritten, dass die EU die Konvergenz 
von Arbeitsmarktpolitiken über die verschiedenen 
Wohlfahrtsstaaten hinweg gefördert hat (Arminge-
on 2007, S. 921f.; Sowa/Zapfel 2015, S. 47; van Vliet/
Koster 2011; Weishaupt/Lack 2011, S. 33). Die euro-
päische Beschäftigungspolitik basiert hauptsäch-
lich auf der Offenen Methode der Koordinierung 
(OMK), also auf einer freiwilligen Koordinierung der 
nationalen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspoliti-
ken (Blank/Schulze Buschoff 2011, S. 5; Weishaupt/
Lack 2011, S. 12).

Ende der 1990er Jahre avancierte das Aktivie-
rungs-Paradigma zum Orientierungspunkt der Eu-
ropäischen Beschäftigungsstrategie (EBS) (Armin-
geon 2007, S. 909; Dingeldey 2007, S. 825; Weis-
haupt/Lack 2011, S. 12). Die erste von insgesamt vier 
Säulen der EBS zielte auf die „Verbesserung der Be-
schäftigungsfähigkeit“. Sie legte den Schwerpunkt 
auf investive aktive Arbeitsmarktpolitiken wie z. B. 
Ausbildungs- und Umschulungsmaßnahmen. Die 
Zahl der Arbeitslosen in aktiven arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen sollte um mindestens 20 Pro-
zent gesteigert werden. Im Jahre 2000 wurde die 
EBS in die Lissabon-Strategie integriert (Weishaupt/
Lack 2011, S. 13), die unter anderem zu „mehr und 
besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozi-
alen Zusammenhalt“  3 führen sollte. Eines der Ziele 
der Lissabon-Strategie war eine Erhöhung der Be-
schäftigungsquote auf 70 Prozent (60 Prozent für 
Frauen, 50 Prozent für Beschäftigte im Alter zwi-
schen 55 und 64 Jahren) (Blank/Schulze Buschoff 
2011, S. 1; Lundvall/Lorenz 2012, S. 340). Im Jahre 
2005 wurde die Lissabon-Strategie überprüft und 
überarbeitet. In der Folge verloren die beschäfti-
gungspolitischen Zielsetzungen an Bedeutung. Die 
Beschäftigungspolitik wurde nun weniger im Lich-
te von Sozialpolitik betrachtet, sondern unter den 
Gesichtspunkten fiskalischer Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit neu ausgerichtet. Der Fokus 
der überarbeiteten Lissabon-Strategie liegt seitdem 
stärker auf Beschäftigungswachstum und weniger 
auf der Qualität von Beschäftigung oder auf sozia-
ler Inklusion (Weishaupt/Lack 2011, S. 17f.).

Im Zuge der Euro-Krise wurde angesichts der 
stark steigenden Arbeitslosigkeit die „Europa 
2020 Strategie“ eingeführt. Sie legt wieder mehr 
Gewicht auf inklusives Wachstum. Dazu wurde 
das Ziel festgelegt, die Beschäftigungsrate für die 
Gruppe der 20-64jährigen von 69 % auf 75 % zu er-
höhen und die Armut in der EU um 25 % zu reduzie-
ren, was EU-weit 20 Millionen weniger Menschen 
in Armut bedeuten würde (Lundvall/Lorenz 2012, 
S.334f.; Weishaupt/Lack 2011, S.25f.). 

	 3	 http://www.europarl.europa.eu/summits/lis1_de.htm.

Obwohl die Bedeutung von inklusivem Wachs-
tum hier stärker betont wird, teilt die Europa 
2020 Strategie den Ansatz ihrer Vorgängerinnen: 
Arbeit wird als der beste Schutz vor Armut angese-
hen. Dementsprechend müssen Arbeitsmärkte und 
Sozialversicherungssysteme so reformiert werden, 
dass alle negativen Arbeitsanreize beseitigt werden 
(Weishaupt 2013, S. 190).

Die Krise hat aber auch zu weitgehenden insti-
tutionellen Veränderungen auf der europäischen 
Ebene geführt. Die wirtschafts- und fiskalpolitische 
Steuerungsarchitektur (Economic Governance) 
wurde grundlegend reformiert. Europäische Institu-
tionen wurden mit neuen Kompetenzen ausgestat-
tet und ihre bis dahin bestehenden arbeitsmarkt- 
und sozialpolitischen Eingriffsrechte wurden weit 
über den Status nicht-hierarchischer, unverbind-
licher Koordinierung hinaus aufgewertet. Dazu 
wurden neue Verfahren eingeführt (Europäische 
Semester, Verfahren bei makroökonomischen Un-
gleichgewichten) oder bestehende Verfahren ver-
schärft (Verfahren bei übermäßigen Defiziten), wel-
che die nationalen Arbeitsmärkte und Sozialversi-
cherungssysteme direkt adressieren (Seikel 2016b). 
Zwar sind die länderspezifischen Empfehlungen 
der Kommission im Rahmen des Europäischen Se-
mesters nicht rechtlich bindend, können aber im 
Falle eines Verfahrens wegen übermäßigen Defi-
zits oder makroökonomischen Ungleichgewichts 
verbindlich und mit Hilfe von Sanktionen durchge-
setzt werden. Überdies wurden Mitgliedstaaten mit 
großen finanziellen Schwierigkeiten (Griechenland, 
Irland, Portugal, Zypern) dem Troika-Mechanismus 
unterworfen. Dieser beinhaltet massive Eingriffe in 
die nationale Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sowie 
in die Tarifvertragssysteme als Voraussetzung für 
finanzielle Hilfen der übrigen Mitgliedstaaten. Die 
EU-Krisenstrategie konzentriert sich auf Deregulie-
rung von Arbeitsmärkten, Kürzung von Sozialaus-
gaben, Erhöhung des gesetzlichen Renteneintritts-
alters und Abschaffung von Frühverrentungsmög-
lichkeiten (Bieling 2012; Schulten/Müller 2015) – mit 
anderen Worten, auf die Transformation nationaler 
Wohlfahrtsstaaten und Arbeitsmarktregime hin zu 
einem Workfare-Modell.

AKTIVIERUNGSPOLITIK AUF DER EUROPÄISCHEN EBENE IM WANDEL
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Wir sprechen von Erwerbsarmut, wenn eine er-
werbstätige Person in einem Haushalt mit einem 
verfügbaren Einkommen unterhalb der Armuts-
grenze lebt (60 % des Medianeinkommens). Der 
Anteil der von Erwerbsarmut betroffenen Erwerbs-
tätigen an den Erwerbstätigen im Alter von 18 bis 
64 variiert stark zwischen den europäischen Län-
dern (Abbildung 1).

Im Durchschnitt lag die Erwerbsarmutsrate der 
EU 28 im Jahre 2014 bei 9,6 %. Rumänien weist 
den höchsten Anteil an Erwerbsarmut auf (18,6 %), 
gefolgt von Griechenland (13,4 %) und Spanien 
(13,2 %). Mit 4,5 % oder weniger haben Belgien, die 
Tschechische Republik und Finnland die geringsten 
Erwerbsarmutsquoten. Deutschland liegt mit 9,6 % 
genau im Durchschnitt der EU-Länder.

Wäre Arbeit tatsächlich das beste Mittel gegen 
Armut, dann dürfte logischerweise der Anteil der 
von Erwerbsarmut betroffenen Beschäftigten zu-
mindest nicht ansteigen, wenn es ein signifikantes 
Beschäftigungswachstum gibt. Wie Abbildung 2 
zeigt, verzeichnen jedoch gleich eine ganze Reihe 

europäischer Länder bis zum Ausbruch der Krise 
einen substanziellen Anstieg der Erwerbsarmut 
(Säulen mit positiven Werten), obwohl die Be-
schäftigungsrate deutlich angestiegen ist (violette 
und türkisfarbene Säulen) (siehe auch Cantillon 
2011). Obwohl es einem Land (Polen) gelungen ist, 
die Beschäftigung zu erhöhen und gleichzeitig die 
Erwerbsarmut zu senken, ist die Entwicklung der 
Erwerbsarmut in vielen anderen Ländern wie z.B. 
Deutschland oder Estland genau entgegengesetzt.

Der deutsche Fall ist dabei besonders bemer-
kenswert. Deutschland weist mit Abstand den 
höchsten Zuwachs an Erwerbsarmut auf. Die Er-
werbsarmutsrate hat sich zwischen 2004 und 2014 
verdoppelt (siehe auch Abbildung 3 und Infobox 4). 
Gleichzeitig ist die Beschäftigungsrate im Vergleich 
mit am stärksten angestiegen. Offensichtlich ist der 
Zusammenhang zwischen Beschäftigungswachs-
tum und Armut komplizierter als gemeinhin ange-
nommen. Mehr Arbeit ist keine Garantie für weni-
ger Erwerbsarmut.

FÜHRT AKTIVIERUNGSPOLITIK ZU MEHR ERWERBSARMUT?

Wie hängen Aktivierungspolitik und Erwerbsarmut zusammen?

Abbildung 1‌

Erwerbsarmut in der EU in Prozent (2014)
in Prozent der Erwerbstätigen im Alter zwischen 18 und 64

*Angaben für Irland für das Jahr 2013.

Quelle: Eurostat Variable ilc_iw01, © WSI 2017

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

20



WSI Report  Nr. 36, Juli 2017  Seite 7

Abbildung 2‌

Veränderung der Erwerbsarmutsrate 2004-2014 in Prozent (2004=100)
in Prozent der Erwerbstätigen im Alter zwischen 18 und 64

–	 Steigerung der Erwerbstätigenquote zwischen 2004-2014 um 3-8 Prozentpunkte	–  Steigerung der Erwerbstätigenquote zwischen 2004-2014 um 0-3 Prozentpunkte–	 Veränderung der Erwerbstätigenquote zwischen 2004-2014 um 0 bis -4 Prozentpunkt	–  Veränderung der Erwerbstätigenquote zwischen 2004-2014 um -4 bis -13 Prozentpunkte

Quelle: Eurostat Variable ilc_iw01, Eurostat Variable lfsi_emp_a, eigene Berechnung. © WSI 2017

-40
-30
-20
-10
0

10
20
30
40
50
60
70
80
90

100
110

Abbildung 3‌

Entwicklung der Erwerbsarmutsrate in Deutschland (2004-2014)
in Prozent der Erwerbstätigen im Alter zwischen 18 und 64

Quelle: Eurostat Variable ilc_iw01, © WSI 2017
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Es stellt sich die Frage, warum Erwerbsarmut zu-
nehmen kann, obwohl die Beschäftigung steigt. 
Ausgangspunkt unserer Analyse ist die Annahme, 
dass eine stärkere Betonung der Workfare-Aspekte 
(Konditionalität, Re-Kommodifizierung) dazu füh-
ren kann, dass aus armen arbeitslosen Haushalten 
bzw. Personen arme erwerbstätige Haushalte bzw. 
Personen werden. Diese Vermutung beruht auf den 
folgenden Überlegungen. In der Forschung sind 
zwei Mechanismen bekannt, die zu einem hohen 
Erwerbsarmutsrisiko führen.

Niedrige Einkommen aus Erwerbsarbeit
Niedriglöhne erhöhen das individuelle Erwerbsar-
mutsrisiko deutlich (Grimshaw 2011; Nolan/Whe-
lan/Maître 2010). So haben Niedriglohnempfänger 
typischerweise ein überdurchschnittlich hohes 
Erwerbsarmutsrisiko (Cooke/Lawton 2008; Grims-
haw 2011; Nolan/Whelan/Maître 2010). Ein nied-
riges Lohnniveau von Haushalten ist aber häufig 
auch auf eine niedrige Erwerbsbeteiligung der 
Haushaltsmitglieder zurückzuführen (Crettaz 2011). 
Je höher der Anteil von Haushaltsmitgliedern mit 
einer unbefristeten Vollzeitbeschäftigung, desto 
niedriger ist das Erwerbsarmutsrisiko und umge-
kehrt (Nolan et al. 2010). Wichtig ist dabei aller-
dings: Wer ein niedriges Einkommen bezieht, ist 
nicht zwangsläufig erwerbsarm, da immer auch der 
Haushaltskontext berücksichtigt werden muss. So 
können die Einkommen weiterer Haushaltsmitglie-
der den Haushalt über die Armutsgrenze heben. 

Generell haben Alleinverdienerhaushalte ein hö-
heres Erwerbsarmutsrisiko, insbesondere, wenn 
der Alleinverdiener oder die Alleinverdienerin auch 
noch atypisch beschäftigt ist (Brady/Fullerton/Mo-
ren-Cross 2010; European Commission 2011a; Go-
erne 2011).

Unzureichende Transferleistungen
Die negativen Auswirkungen niedriger Erwerbsein-
kommen können durch Transferleistungen ausge-
glichen werden, wenn diese hoch genug sind, um 
das Haushalteinkommen über die Armutsschwelle 
zu heben. Hierbei sind vor allem die Lohnersatzra-
te der Arbeitslosenversicherung (Pena-Casas/Latta 
2004) sowie die Höhe der Sozialhilfe von Bedeu-
tung (European Commission 2011a). Fallen sie zu 
niedrig aus, können Haushalte in Erwerbsarmut 
geraten.

Zusammenfassend kann man festhalten, dass 
zwei Wege in die Erwerbsarmut führen (Spannagel 
2013): (1) ein niedriges Erwerbseinkommen auf-
grund niedriger Stundenlöhne oder geringer Be-
schäftigungsintensität in Kombination mit zu gerin-
gen finanziellen Ressourcen des Gesamthaushal-
tes; (2) ein individuelles Einkommen oberhalb der 
Armutsgrenze in einer Haushaltskonstellation, bei 
der das gesamte Haushaltseinkommen dennoch 
unterhalb der Armutsgrenze liegt. Daher untersucht 
der vorliegende Report, welche (indirekten) Effekte 
die Arbeitsmarktpolitik auf individuelle Einkommen 
hat und ob Transfereinkommen zu niedrige Löhne 
auf der Haushaltsebene (direkt) kompensieren und 
somit Erwerbsarmut senken können.

Es ist wichtig festzuhalten, dass Aktivierungspo-
litiken theoretisch sowohl positive als auch nega-
tive Auswirkungen auf das Haushaltseinkommen 
haben können. So belegen verschiedene Studien 
positive Beschäftigungswirkungen von aktiven Ar-
beitsmarktprogrammen (siehe hierzu die Metastu-
dien von Card/Kluve/Weber 2010 und Kluve 2010). 
Eine erfolgreiche „Aktivierung“ im Sinne einer 
Beschäftigungsaufnahme kann das Haushaltsein-
kommen erhöhen. Wenn zum Beispiel ein arbeits-
loses Mitglied eines armen Haushaltes – in dem 
bereits mindestens eine Person erwerbstätig ist – 
Arbeit findet, kann ihr zusätzliches Einkommen den 
Haushalt über die Armutsschwelle heben, solange 
das zusätzliche Erwerbseinkommen höher ist als 
die gegebenenfalls entfallenden Transferleistungen 
– der Haushalt wäre in diesem Fall nicht mehr er-
werbsarm. Ein weiterer möglicher positiver Effekt 
von Aktivierungspolitiken ist, dass investive aktive 
Arbeitsmarktpolitik wie z. B. Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen die Qualifikationen und Fähig-
keiten von Arbeitskräften verbessern können. Dies 
könnte zu höheren Löhnen für besser qualifizierte 
– möglicherweise zuvor arbeitslose – Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen führen. Einen ähnlichen 
Effekt kann auch eine Verbesserung der öffentli-
chen Arbeitsvermittlung, also der Jobcenter, haben, 
wenn sie zu einer besseren Übereinstimmung der 

Infobox 3

Erwerbsarmut

Eine Person gilt gemäß der Definition der Europäischen Uni-
on als erwerbsarm, wenn sie im Jahr mehr als sechs Monate 
erwerbstätig ist und in einem Haushalt lebt, der mit weniger 
als 60% des Medians (mittleres Einkommen) des Nettoäquiva-
lenzeinkommens auskommen muss. Das Äquivalenzeinkom-
men wird auf Basis der 1994 entwickelten neuen OECD-Skala 
berechnet. Nach dieser wird der ersten erwachsenen Person im 
Haushalt das Bedarfsgewicht 1,0 zugeordnet, für die weiteren 
Haushaltsmitglieder werden kleinere Gewichtungen angesetzt 
(0,5 für weitere Personen im Alter ab 14 Jahren und 0,3 für je-
des Kind im Alter von unter 14 Jahren), weil angenommen wird, 
dass sich durch gemeinsames Wirtschaften Einsparungen errei-
chen lassen. Nach den Ergebnissen des Mikrozensus galten in 
Deutschland im Jahr 2012 beispielsweise Einpersonenhaushalte 
mit einem monatlichen Einkommen von weniger als 869 Euro 
netto als armutsgefährdet. Die Armutsschwelle von Haushalten 
mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren lag bei 
1826 Euro netto monatlich (Berechnung: Armutsschwelle für 
Einpersonenhaushalte multipliziert mit dem Bedarfsgewicht des 
Haushalts nach neuer OECD-Skala von 2,1)
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Qualifikationen von Arbeitssuchenden mit offenen 
Stellenangeboten führt. Zudem können investive 
aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen die glei-
che Wirkung haben wie passive Arbeitsmarktpolitik, 
da sie zusätzliche finanzielle Leistungen beinhalten 
können, die das Haushaltseinkommen erhöhen 
(z. B. Verlängerung des Arbeitslosengeldes, Aus-
bildungsvergütungen, finanzielle Arbeitsanreize). 
In diesen Fällen könnte dadurch das Haushaltsein-
kommen über die Armutsgrenze gehoben werden.

Auf der anderen Seite gehen wir davon aus, dass 
eine striktere Konditionalität von Transferleistun-
gen und eine Re-Kommodifizierung der Arbeitskraft 
das Erwerbsarmutsrisiko steigern. Diese Annahme 
baut auf zwei Überlegungen auf: Erstens sollen sol-
che Maßnahmen Arbeitssuchende dazu zwingen, 
Arbeitsangebote anzunehmen, auch wenn diese 
schlecht entlohnt werden. Zwangselemente wie 
Konditionalität und Sanktionen dienen schließlich 
genau diesem Zweck. So kann die Re-Kommo-
difizierung der Arbeitskraft dazu führen, dass die 
Notwendigkeit steigt, schlecht vergütete Stellen 
anzunehmen, wenn die Transferleistungen zu nied-
rig sind. Das entspricht schließlich der eigentlichen 
Bedeutung des Begriffs Re-Kommodifizierung: Die 
Subsistenz einer Person wird stärker davon abhän-
gig, dass er oder sie die eigene Arbeitskraft auf 
dem Arbeitsmarkt verkauft (siehe Infobox 2). Maß-
nahmen, die Arbeitslose dazu zwingen, Jobs mit 
schlechter Bezahlung und/oder niedrigem Stun-
denumfang anzunehmen, können dementspre-
chend dazu führen, dass die Erwerbsarmut steigt, 
weil aus arbeitslosen armen Haushalten erwerbs-
tätige arme Haushalte werden. Zweitens, wenn 
Haushalte auf Transferleistungen angewiesen sind 
und diese gekürzt werden, kann dies dazu führen, 
dass diese Haushalte unter die Armutsgrenze fallen 
(vgl. Cantillon 2011).

Daten und Methoden

In diesem Abschnitt wird erläutert, wie Erwerbsar-
mut und Aktivierungspolitiken gemessen werden. 
Zudem wird dargelegt, mit welchen Methoden die 
Effekte von Aktivierungspolitiken auf Erwerbsar-
mut ermittelt werden.

Um Erwerbsarmut zu messen, verwenden wir 
die Daten des EU-SILC der Europäischen Union. Der 
Datensatz umfasst alle 28 EU-Mitgliedstaaten plus 
Norwegen und Island. Er enthält Daten für mehr als 
291 000 erwachsene Personen (über 18 Jahre) und 
141 000 Haushalte (Eurostat 2014, S.28). Unsere De-
finition von Erwerbsarmut folgt der offiziellen Defi-
nition der EU: Wie bereits erwähnt, gilt eine Person 
als erwerbsarm, wenn sie erwerbstätig ist (also im 
Referenzjahr mehr als sechs Monate erwerbstätig 
war) und in einem Haushalt lebt, dessen verfüg-
bares Einkommen unterhalb der 60 %-Median Ar-
mutsgrenze liegt (siehe Infobox 3). Erwerbstätigkeit 
wird anhand der Selbstauskunft der Befragten zum 

überwiegenden Erwerbsstatus für jeden Monat des 
vorangegangenen Jahres ermittelt. Die Einkom-
menswerte werden auf Grundlage des verfügbaren 
Äquivalenzeinkommens berechnet. Unsere Daten 
beschränken sich auf abhängig beschäftigte Perso-
nen im Alter zwischen 18 und 64 Jahren.

Die Messung von Aktivierungspolitik ist im Ver-
gleich dazu anspruchsvoller. Die Berechnungen 
beruhen auf offiziellen Statistiken der OECD und 
der Europäischen Union. Wir verwenden Informa-
tionen aus der OECD Active Labour Market Policies 
Database sowie aus den Labour Market Policies 
(LMP) Statistics der EU (für weitere Informationen 
siehe Grubb/Puymoyen 2008). Diese Datensätze 
enthalten Informationen für 28 OECD-Länder, von 
denen 23 auch bei EU-SILC zu finden sind. Die 
OECD Active Labour Market Policies Database 
enthält quantitative Daten über die Ausgaben für 
investive aktive Arbeitsmarktpolitiken und die Zahl 

Infobox 4

Länderbesonderheit Deutschland

Bemerkenswert ist der Befund, dass Deutschland im Länderver-
gleich den höchsten Zuwachs an Erwerbsarmut aufweist (sie-
he Abbildungen 2 und 3). Welche Ursachen können dafür be-
nannt werden? Trotz der positiven Arbeitsmarktentwicklung in 
Deutschland bestehen tiefgreifende strukturelle Probleme fort. 
Die schwache Einkommensentwicklung führt zu einer weiteren 
Polarisierung von reichen und armen Haushalten. Die positive 
Arbeitsmarktentwicklung beruht zu einem großen Teil auf einer 
Zunahme von atypischer Beschäftigung, vor allem in Teilzeit, 
häufig im Dienstleistungsbereich und im Niedriglohnsektor. Die 
Ausweitung des Niedriglohnsektors wurde im Zuge der Stär-
kung von Workfare-Elementen durch weitergehende Deregu-
lierungen des Arbeitsmarktes, Kürzung von Transferleistungen 
und verschärfte Zumutbarkeitsregelungen, d. h. den erhöhten 
Druck auf Arbeitslose zur Aufnahme auch gering qualifizier-
ter und entlohnter Erwerbstätigkeit, beschleunigt (Adamy/Kolf 
2016, S.2f.). Die Vermittlungen der Agenturen und Jobcenter in 
atypische Beschäftigungen erscheinen im Zusammenhang mit 
verschärften Zumutbarkeitsregeln und mit den Reformen, die zu 
einer Reduzierung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes ge-
führt haben, problematisch. Lo, Stephan und Wilke (2013) wei-
sen nach, dass diese Reformen zwar zu früheren Übergängen 
von Arbeitslosen in Beschäftigung geführt haben, dies jedoch 
mit einer Verschlechterung der Beschäftigungsqualität, gemes-
sen am Lohnniveau, verbunden ist. Problematisch erscheint 
auch die Reduzierung der Mittel der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) für Aus-und Weiterbildungsmaßnahmen für Arbeitssu-
chende. Untersuchungen des IAB bestätigen, dass Teilnehmen-
de aus Umschulungen eine signifikant höhere Wahrscheinlich-
keit haben, sozialversicherungspflichtig beschäftigt zu sein, als 
diejenigen, die an einer Umschulung nicht teilgenommen ha-
ben (Kruppe/Lang 2015).
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der Teilnehmer und Teilnehmerinnen in Aktivie-
rungsmaßnahmen sowie detailliertere qualitative 
Daten über die Struktur und die konkrete Aus-
gestaltung solcher Maßnahmen. Die Datenbank 
deckt die folgenden acht Arbeitsmarktinterventi-
onen ab, jede davon mit mehreren Unterkategori-
en (Eurostat 2013, S.  13ff.): (1) Arbeitsvermittlung 
(etwa durch Jobcenter); (2) Weiterbildungsmaß-
nahmen; (3) Beschäftigungsanreize (z. B. finanzielle 
Einstellungsanreize für Arbeitgeber); (4) Geschützte 
Beschäftigung und Wiedereingliederungsmaßnah-
men im Zuge von Rehabilitationsprogrammen (zum 
Beispiel finanzielle Zuschüsse für Arbeitgeber, die 
eingeschränkt erwerbsfähige Personen einstellen); 
(5) Maßnahmen zur direkten Schaffung von Ar-
beitsplätzen; (6) Gründungsförderung (finanzielle 
Unterstützung für Arbeitslose, die sich selbststän-
dig machen) (7) Einkommenssicherung im Fall von 
Arbeitslosigkeit (z. B. Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosengeld) und (8) Vorruhestandsprogram-
me. Diese acht Kategorien umfassen sowohl pas-
sive als auch investive aktive Arbeitsmarktpolitiken. 
Wir verwenden für unsere Analyse nur Daten über 
die Ausgaben für die investive aktive Arbeitsmarkt-
politik (Kategorien 2-6).  4

Daten über die Konditionalität von Transferleis-
tungen finden sich in den zusätzlichen Fragebö-
gen (siehe Eurostat 2013). Die darin enthaltenen 
Angaben beruhen auf qualitativen Berichten über 
die nationalen Arbeitsmarktpolitiken. Diese Daten 
dienen uns als Basis für die Operationalisierung 
von Konditionalität. Allerdings benötigen wir für 
unsere Berechnungen quantitative Indikatoren. 
Bislang haben nur wenige Studien die qualitativen 
Informationen aus den Fragebögen in quantitative 
Indikatoren umgewandelt (z. B. Hasselpflug 2005; 
Venn 2012). Der neueste und für unsere Zwecke in-
struktivste Indikator ist der sogenannte Strictness 
Indicator von Langenbucher (2015). Wir nutzen ihn, 
um zu analysieren, welche Auswirkungen die Kon-
ditionalität von Arbeitsmarktpolitiken auf Erwerbs-
armut hat. Der Strictness Indicator besteht aus 
11 Kategorien, die auf drei Dimensionen aufgeteilt 
werden, die jeweils einen eigenständigen Indikator 
bilden (für detailliertere Angaben siehe Langen-
bucher 2015, S. 12f.).  5 

	 4	 Wir lassen Kategorie 1 unberücksichtigt, da diese nur 
Daten über die administrativen Kosten für Arbeitsver-
mittlung enthält. Die Kategorien 7 und 8 messen pas-
sive Arbeitsmarktpolitik und werden deswegen nicht 
berücksichtigt.

	 5	 Die drei Unterdimensionen sind: (1) „Verfügbarkeitskrite-
rien“: Verfügbarkeit für Jobangebote und arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen, Zumutbarkeitskriterien für geo-
grafische und berufsbezogene Mobilität sowie „andere 
Gründe, um Jobangebote abzulehnen“; (2) „Auflagen für 
die Arbeitssuche’’: Häufigkeit, mit der die Stellensuche 
überwacht wird sowie Anforderungen an die Dokumen-
tation der Arbeitssuche; (3) „Sanktionen“: Sanktionen 
für freiwillige Arbeitslosigkeit, für das (wiederholte) 
Ablehnen von Jobangeboten sowie für die erste bzw. 
wiederholt fehlende Bereitschaft, an Maßnahmen oder 

Die Werte der Teilelemente des Strictness Indi-
cators reichen von 1 bis 5. Je höher der Wert, desto 
strenger ist die Konditionalität in einer Dimension.

Die Daten für die Nettolohnersatzraten im Fall 
von Arbeitslosigkeit sind dem Tax Benefits Model 
der OECD entnommen. Sie beziehen sich auf einen 
Paarhaushalt mit zwei Kindern, in dem es nur einen 
Verdiener gibt. In den Nettolohnersatzraten sind 
das Arbeitslosengeld und Familienleistungen, vor 
allem Kindergeld, enthalten.

In unserem statistischen Modell kombinie-
ren wir die Mikro-Ebene (Informationen zu den 
von Erwerbsarmut betroffenen Haushalten aus 
dem EU-SILC) mit der Makro-Ebene (Daten zu 
Re-Kommodifizierung und Konditionalität aus 
der OECD-Datenbank). Methodisch schätzen 
wir dazu sogenannte logistische Zwei-Ebenen 
Random-Intercept-Modelle.

Solche Modelle ermöglichen es, die Auswir-
kungen der Makro-Variablen auf Erwerbsarmut zu 
messen und dabei für den Einfluss von Haushalts-
eigenschaften zu kontrollieren. Unser Modell wird 
in fünf aufeinanderfolgenden Schritten aufgebaut 
(Tabelle 1): Zunächst überprüfen wir den Einfluss 
derjenigen individuellen und haushaltsbezogenen 
Faktoren, die in der bestehenden Forschungslite-
ratur als besonders relevant für Erwerbsarmut be-
kannt sind (Brady/Fullerton/Moren-Cross 2010; Go-
erne 2011; Ponthieux 2010) (M1). In einem zweiten 
Schritt berechnen wir, welchen Effekt die Ausga-
ben für aktive arbeitsmarktpolitische Programme 
und die Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer in solchen Aktivierungsmaßnahmen auf Er-
werbsarmut haben (M2). Drittens untersuchen wir 
den Einfluss der Konditionalitätsindikatoren (M3). 
Viertens fügen wir die Höhe der Nettolohnersatzra-
te im Fall von Arbeitslosigkeit hinzu (M4). Im fünf-
ten Schritt werden alle Variablen in einem Modell 
zusammengeführt (M5). In diesem letzten Schritt 
kontrollieren wir zudem für die Arbeitslosenrate 
und die Tarifbindung.  6

Effekte von Aktivierungspolitiken auf 
Erwerbsarmut: Empirische Analyse

In diesem Abschnitt untersuchen wir den Zusam-
menhang von Aktivierungspolitiken und Erwerbs-
armut. Wie bereits ausgeführt, beginnen wir mit 
der Analyse einiger grundlegender soziodemogra-
fischer Haushaltsmerkmale. Die Ergebnisse sind in 
Tabelle 1 dargestellt.

Beratungsangeboten teilzunehmen.

	 6	 Die Tarifbindung ist ein zentrales Merkmal nationaler 
Tarifvertragssysteme. Sie hat einen hohen Einfluss auf 
Lohnniveaus und die Lohnspreizung. Daher nehmen wir 
an, dass die Tarifbindung auch das Erwerbsarmutsrisiko 
beeinflussen könnte. Die Arbeitslosenrate ist ebenfalls 
ein wichtiger Kontextfaktor.
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Tabelle 1‌

Einfluss von Aktivierungspolitiken auf Erwerbsarmut

Anmerkung: Logistisches Zwei-Ebenen Random-Intercept-Modell; + p/z < 0.1; *p/z < 0.05; **p/z < 0001; *** p/z < 0.0001; z-Werte in Klammern

Quelle: EU-SILC 2013, 1) OECD Active Labour Market Database Kat 2-7, 2) Eigene Berechnungen nach Langenbucher (2015), 3) 67 % Durchschnittslohn, Paar mit zwei Kindern,  
1 Verdiener, OECD Tax Benefits Model, 4) Eurostat, 5) (Visser 2015), 6). Der ICC des Nullmodells beträgt 0080; eigene Berechnungen. © WSI 2017

Nr. 000 · Monat Jahr · Hans-Böckler-Stiftung Seite 3 

Dimension Variable M1 M2 M3 M4 M5 
Abhängige Variable: Erwerbsarmut (0: Erwerbsarm, 1: Nicht erwerbsarm) 

Berufliche Stellung (EGP-Klassen)       
(Ref. „Obere Dienstklasse“, z.B. Spitzen-
manager) 

      

 „Untere Dienstklasse“, 
z.B. höhere Beamte, 

Ärzte 

.113 .114 .113 .113 .113 

  (.138) (.138) (.137) (.137) (.138) 
 „Höhere Routinedienst-

leister“, z.B. einfache 
Angestellte 

.299* .299* .299* .299* .299* 

  (.136) (.136) (.136) (.135) (.136) 
 „Einfache Routinedienst-

leister“, z.B. Kassierer 
.946*** .946*** .946*** .946*** .946*** 

  (.135) (.136) (.135) (.134) (.135) 
 Facharbeiter .926*** .926*** .926*** .925*** .926*** 
  (.135) (.135) (.134) (.134) (.135) 
 An- und ungelernte 

Arbeiter 
1.181*** 1.181*** 1.181*** 1.181*** 1.181*** 

  (.135) (.135) (.134) (.134) (.135) 
Migranten  .798*** .798*** .799*** .799*** .800*** 
  (.044) (.043) (.044) (.044) (.043) 
Bildung       
(Ref. Niedrig, ISCED 0-2)       
 Mittel (ISCED 3-4) -.611*** -.611*** -.612*** -.612*** -.613*** 
  (.045) (.045) (.045) (.045) (.045) 
 Hoch (ISCED 5-6) -1.229*** -1.229*** -1.230*** -1.230*** -1.231*** 
  (.057) (.057) (.057) (.057) (.057) 
Befristete Beschäftigung  .482*** .482*** .482*** .481*** .482*** 
  (.035) (.035) (.035) (.035) (.035) 
Anteil Vollzeit  -.661*** -.662*** -.662*** -.662*** -.660*** 
  (.015) (.015) (.015) (.015) (.015) 
Anteil Arbeitslose  .191*** .191*** .192*** .191*** .192*** 
  (.011) (.011) (.011) (.011) (.011) 
Alter  .838*** .837*** .839*** .839*** .839*** 
  (.107) (.107) (.107) (.107) (.107) 
Alter quadriert  -.982*** -.980*** -.982*** -.982*** -.982*** 
  (.109) (.109) (.109) (.109) (.109) 
Zahl der Teilnehmer in aktiven Arbeits-
marktmaßnahmen´1 

  -.015   .271** 

   (.054)   (.093) 
Ausgaben für aktive Arbeitsmarkt-
maßnahmen1 

  -.336   -1.201** 

   (.401)   (.044) 
Strenge der Zumutbarkeitskriterien2    .270  .368+ 
    (.194)  (.207) 
Strenge der Auflagen für Arbeitssuche2    -.013  .173+ 
    (.095)  (.091) 
Strenge der Sanktionen2    -.021  .114+ 
    (.105)  (.131) 
Lohnersatzrate für Arbeitslose3     -.208+ -.269** 
     (.111) (.098) 
Arbeitslosenrate4      -.55* 
      (.231) 
Tarifbindung5      -.114 
      (126) 
N  115100 115100 115100 115100 115100 
ICC6  .071 .067 .065 .061 .034 
Bic  36401.188 36423.271 36434.416 36260.652 36259.16 
Ll  -18113.192 -18112.58 -18112.326 -18111.592 -18106.58 
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Die Ergebnisse für die Haushaltsebene (M1) be-
stätigen die Befunde der bisherigen Forschung 
zu Erwerbsarmut (z. B. Cooke/Lawton 2008; Euro-
pean Commission 2011b; Ponthieux 2010). Je hö-
her die berufliche Stellung, desto niedriger ist das 
Erwerbsarmutsrisiko. Das Gleiche gilt für das Bil-
dungsniveau. Auch eine niedrige Erwerbsbeteili-
gung sowohl einer Person als auch mehrerer Haus-
haltsmitglieder erhöhen das Erwerbsarmutsrisiko. 
Migranten sind stärker von Erwerbsarmut betroffen 
als Nicht-Migranten. Diese Zusammenhänge er-
weisen sich über alle berechneten Modelle hinweg 
als robust. Dies belegt, wie wichtig diese Mikro-
Variablen für die Erklärung von Erwerbsarmut sind.

Die Effekte der weiteren erklärenden Variablen 
sind, ohne Berücksichtigung der Kontrollvariab-
len, statistisch überwiegend signifikant (M2-M4). 
Nimmt man die Kontrollvariablen hinzu, steigert 
dies die Signifikanz noch weiter (M5). Insbesonde-
re die Arbeitslosenrate trägt als wichtiger Kontext-
faktor einen großen Teil zur Erklärung von Erwerbs-
armut bei. Aufgrund der Bedeutung dieser Kont-
rollvariable konzentrieren wir uns im Folgenden bei 
der Interpretation der Ergebnisse auf das vollstän-
dige Modell (M5). Den größten erwerbsarmutsre-
duzierenden Effekt aller Makro-Variablen haben die 
Ausgaben für aktive Arbeitsmarktprogramme. Die 
Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in akti-
ven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen hingegen 
erhöht das Erwerbsarmutsrisiko.  7 

	 7	 Für diesen Effekt haben wir keine Erklärung. Daher haben 
wir weiter unten auf eine graphische Darstellung der 
Wirkung der Anzahl der Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
in aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen auf das 
Erwerbsarmutsrisiko verzichtet.

Von den Konditionalitätsindikatoren erhöhen alle 
drei das Erwerbsarmutsrisiko. Die Strenge der Zu-
mutbarkeitskriterien steigert das Erwerbsarmutsri-
siko am stärksten. Die beiden anderen Strictness-
Indikatoren haben schwächere Effekte. Großzügige 
Nettolohnersatzraten für Arbeitslose senken wie 
erwartet die Erwerbsarmutswahrscheinlichkeit. 
Abgesehen von der Tarifbindung sind alle Effekte 
statistisch signifikant.

Die nachfolgenden Abbildungen sollen die Be-
funde veranschaulichen. Es handelt sich dabei um 
hypothetische Szenarien. Sie zeigen für Deutsch-
land die Erwerbsarmutswahrscheinlichkeit von 
Haushalten in Prozent (y-Achse) in Abhängigkeit 
jeweils von den Ausgaben für aktive Arbeitsmarkt-
maßnahmen, der Nettolohnersatzrate sowie den 
verschiedenen Strictness-Indikatoren (x-Achse; Le-
sebeispiel sowie technische Erläuterungen in Info-
box 5).

Die Punkte auf der roten Linie stehen für die Er-
werbsarmutswahrscheinlichkeiten eines Haushalts, 
dessen Haupteinkommensbezieher an- bzw. unge-
lernt und befristet beschäftigt ist.  8 Die rote Linie 
repräsentiert also Haushalte mit prekären Beschäf-
tigungsformen. Die Punkte auf der blauen Linie ste-
hen für die Erwerbsarmutswahrscheinlichkeiten ei-
nes Haushalts, dessen Haupteinkommensbezieher 
Facharbeiter und unbefristet beschäftigt ist. Die 
blaue Linie beschreibt folglich die Situation eines 
Mittelschicht-Haushaltes. 

	 8	 Alle weiteren metrischen Variablen wurden auf dem 
arithmetischen Mittelwert fixiert. Zudem wird ein niedri-
ges Bildungsniveau (ISCED 0-2, höchstens Realschulab-
schluss) und kein Migrationshintergrund zugrunde gelegt.

Abbildung 4‌

Veränderung des Erwerbsarmutsrisikos
in Prozent in Abhängigkeit von der Nettolohnersatzrate

–	 un- bzw. angelernt und befristet	 –  Facharbeiter und unbefristet	

Quelle: Eigene Berechnungen nach EU-SILC 2013, © WSI 2017
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Die gepunktete vertikale Linie markiert den jeweili-
gen Ist-Wert für Deutschland. Am Beispiel der Net-
tolohnersatzrate (Abbildung 4) lässt sich beispiel-
haft erläutern, wie die Grafiken zu verstehen sind. 
Abbildung 4 zeigt, wie sich die Erwerbsarmuts-
wahrscheinlichkeit dieser Haushalte bei veränder-
ter Nettolohnersatzrate – den Modellergebnissen 
zufolge – verhalten würde. Erhöht man die Netto-
lohnersatzrate, sinkt für beide Haushaltstypen das 
Risiko, erwerbsarm zu sein. Kürzt man diese Leis-
tung, steigt das Erwerbsarmutsrisiko an.

Wie Abbildung 5 zu entnehmen ist, senken auch 

höhere Ausgaben für aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen das Erwerbsarmutsrisiko. Geringere 
Ausgaben führen hingegen zu einem steigenden 
Erwerbsarmutsrisiko. Die Effekte der drei Strict-
ness-Indikatoren wirken umgekehrt (Abbildungen 
6-8). Je höher beispielsweise die Strenge der Zu-
mutbarkeitskriterien (Abbildung 6), desto höher 
ist das Erwerbsarmutsrisiko. Würden also die Auf-
lagen für den Leistungsbezug für Arbeitslose ge-
senkt, würde sich damit auch das Erwerbsarmuts-
risiko verringern.

Abbildung 5‌

Veränderung des Erwerbsarmutsrisikos
in Prozent in Abhängigkeit von den Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik

–	 un- bzw. angelernt und befristet	 –  Facharbeiter und unbefristet	

Quelle: Eigene Berechnungen nach EU-SILC 2013, © WSI 2017
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Abbildung 6‌

Veränderung des Erwerbsarmutsrisikos
in Prozent in Abhängigkeit von der Strenge der Zumutbarkeitskriterien

–	 un- bzw. angelernt und befristet	 –  Facharbeiter und unbefristet	

Quelle: Eigene Berechnungen nach EU-SILC 2013, © WSI 2017
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Abbildung 7‌

Veränderung des Erwerbsarmutsrisikos
in Prozent in Abhängigkeit von der Strenge der Auflagen für Arbeitssuche

–	 un- bzw. angelernt und befristet	 –  Facharbeiter und unbefristet	

Quelle: Eigene Berechnungen nach EU-SILC 2013, © WSI 2017
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Abbildung 8‌

Veränderung des Erwerbsarmutsrisikos
in Prozent in Abhängigkeit von der Strenge der Sanktionen

–	 un- bzw. angelernt und befristet	 –  Facharbeiter und unbefristet	

Quelle: Eigene Berechnungen nach EU-SILC 2013, © WSI 2017
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Was sagen uns diese Ergebnisse zu den drei 
Säulen von Aktivierungspolitik über unsere An-
nahmen zu deren Effekte auf Erwerbsarmut? Ers-
tens, die Auswirkungen investiver aktiver Arbeits-
marktpolitiken sind weniger eindeutig als erwartet. 
Grundsätzlich erweisen sie sich als wirksame Mit-
tel zur Verringerung von Erwerbsarmut. Jedoch ist 
dieser Effekt beschränkt auf Ausgaben für aktive 
Arbeitsmarktpolitik. Wie bereits erwähnt, kann der 
erwerbsarmutssenkende Einfluss von investiven 
aktiven Arbeitsmarktmaßnahmen sowohl durch 
verbesserte individuelle Qualifikationsniveaus als 
auch durch zusätzliche Einkommen verursacht 
werden, die bei Teilnahme an solchen Maßnahmen 
gezahlt werden. Im zweiten Fall hätte investive ak-
tive Arbeitsmarktpolitik die gleiche Wirkung wie 
Lohnersatzleistungen. 

Unsere Ergebnisse bestätigen zweitens, dass 
ein hoher Grad an Konditionalität beim Zugang 
zu Transferleistungen, d. h. besonders strenge An-
spruchsvoraussetzungen für den Leistungsbezug, 
das Erwerbsarmutsrisiko erhöht. Ebenso bestä-
tigt sich unsere Annahme, dass ein hoher Grad an 
Re-Kommodifizierung von Arbeitskraft ein hohes 
Erwerbsarmutsrisiko mit sich bringt. Mit anderen 
Worten, Arbeitsmarktreformen, die dem Workfare-
Ansatz folgen, erhöhen die Erwerbsarmut. Auf der 
anderen Seite sind Arbeitsmarkt- und Sozialpoliti-
ken, die dem Modell des fördernden Wohlfahrts-
staates entsprechen, besser geeignet, Erwerbsar-
mut zu senken.

Infobox 5

Technische Erläuterung zu den Abbildungen 4-8

Abbildung 4 trägt marginale Effekte der Lohnersatzrate für zwei verschiedene Szenarien ab. Jeder 
Punkt auf einer der abgebildeten Linien beschreibt, abhängig von der Nettolohnersatzrate, die be-
dingte Wahrscheinlichkeit  1 eines Haushaltes, working poor zu sein. Die Nettolohnersatzrate setzt 
sich aus dem Arbeitslosengeld und dem Kindergeld zusammen. Für die Berechnungen wurde ein 
Alleinverdienerhaushalt mit zwei Kindern und einem vorherigen Arbeitseinkommen in Höhe von 67 
Prozent des Durchschnittslohnes zugrunde gelegt.  2 Um diese Wahrscheinlichkeiten aus den Mo-
dellkoeffizienten zu berechnen, wurden alle metrischen Variablen auf den Mittelwert der deutschen 
Substichprobe fixiert und die kategorischen Variablen für die beiden Szenarien auf jeweils folgende 
Werte gesetzt:

1	 Berufliche Stellung „An- und ungelernte Arbeiter“, Bildung „Niedrig (ISCED 0-2)“, kein Migrati-
onshintergrund, befristete Beschäftigung (Szenario I, rote Linie).

2	 Berufliche Stellung „Facharbeiter“, Bildung „Niedrig (ISCED 0-2)“, kein Migrationshintergrund, 
unbefristete Beschäftigung (Szenario II, blaue Linie).

Die Landesspezifikation erfolgt ausschließlich über den intercept – die fixed effects unterscheiden 
sich zwischen den Ländern nicht. Die bedingten Wahrscheinlichkeiten beschreiben aus den Modell-
berechnungen kalkulierte Wahrscheinlichkeiten und damit keine Stichprobenanteile. Um zwei Lese-
beispiele anzuführen: (1) Die zu erwartende Wahrscheinlichkeit eines deutschen Haushaltes, in dem 
der Haupteinkommensbezieher befristet beschäftigt und an- bzw. ungelernt ist, working poor zu 
sein, beträgt bei einer Lohnersatzrate von 60 % etwa 35 % und fällt bis zur „deutschen“ Lohnersatz-
rate von 83 % auf ca. 22 %. (2) Die zu erwartende Wahrscheinlichkeit eines deutschen Haushaltes, in 
dem der Haupteinkommensbezieher unbefristet und als Facharbeiter beschäftigt ist, working poor 
zu sein, beträgt bei einer Lohnersatzrate von 60 % etwa 21 % und fällt bis zur deutschen Lohnersatz-
rate von 83 % auf ca. 12 %.

1	 	 Hinweise zu den verwendeten Termini: „Bedingte Wahrscheinlichkeiten“ beschreiben für eine spezielle unab-
hängige Variable X die berechnete Wahrscheinlichkeit für Y=1 am Punkt X=x, wobei alle weiteren unabhängigen 
Variablen auf festgelegte Werte fixiert sind (ceteris paribus). „Marginale Effekte“ beschreiben, ceteris paribus, die 
Änderung dieser Wahrscheinlichkeit für Y=1, wenn x um eine Einheit verändert wird.

2	 	 Die gesetzliche Lohnersatzrate von Arbeitslosen mit Kind(ern) beträgt in Deutschland 67 Prozent. Die Nettolohner-
satzrate (83 Prozent) ist höher, da das Kindergeld mit einbezogen wird.
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In diesem Report sind wir dem Zusammenhang 
von aktivierender Arbeitsmarktpolitik und Erwerbs-
armut nachgegangen. Dazu haben wir untersucht, 
welche Effekte unterschiedliche Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitiken auf die Erwerbsarmut in 18 europä-
ischen Ländern haben. Datengrundlage für unsere 
Analyse sind das EU-SILC und die OECD Active La-
bour Market Policies Database.

Unsere Befunde zeigen, dass Aktivierungspolitik 
kein Allheilmittel für die wachsenden sozialen Pro-
bleme in Europa ist. Während sich hohe Ausgaben 
für investive aktive Arbeitsmarktmaßnahmen wie 
Aus- und Weiterbildung positiv auf die wirtschaft-
liche Eigenständigkeit von Haushalten auswirken, 
führen eine strenge Konditionalität für den Zugang 
zu Transferleistungen und niedrige Lohnersatz- und 
Sozialleistungen – also ein hoher Re-Kommodifi-
zierungsgrad von Arbeitskraft – zu einer höheren 
Erwerbsarmut. Daraus lässt sich die Schlussfolge-
rung ziehen, dass Aktivierungspolitiken, die dem 
Workfare-Ansatz entsprechen, aus armen Arbeits-
losen arme Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
bzw. aus nicht-armen Haushalten arme Haushalte 
machen. Unsere Ergebnisse verdeutlichen, dass 
eine Kombination aus investiver aktiver und pas-
siver Arbeitsmarktpolitik in Form von auskömmli-
chen Lohnersatz- und Transferleistungen der beste 
Weg ist, um Erwerbsarmut zu bekämpfen.

Diese Befunde haben Konsequenzen für die eu-
ropäische Arbeitsmarktpolitik, insbesondere für 
den Umgang der EU mit der Euro-Krise. Erwerbs-
armut lässt sich nicht mit Lohnsenkungen und 
dem Abbau von Transferleistungen bekämpfen. 
Im Gegenteil, unserer Analyse zufolge erhöhen 
diese Maßnahmen das Erwerbsarmutsrisiko. Eine 
wirkungsvolle Gegenmaßnahme wären soziale 
Mindeststandards, von denen Mitgliedstaaten nur 
nach oben abweichen dürften und die im Rahmen 
der jeweiligen nationalen Systeme umzusetzen 
wären. So könnten in Anlehnung an das „Korridor-
modell“ von Busch (2005) ausreichend hohe Min-
dest-Lohnersatzraten für Transferleistungen wie 
das Arbeitslosengeld eingeführt werden. Um die 
Sozialsysteme der Länder dabei nicht finanziell zu 
überfordern, könnten die Mitgliedstaaten entspre-
chend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in 
Gruppen mit unterschiedlich hohen Lohnersatzra-
ten eingeteilt werden, die langfristig an ein höheres 
Niveau angepasst werden sollten (vgl. Seikel 2016a, 
S.10). Die von der Troika durchgesetzte Kürzungs-
politik ist abzulehnen.

Auch für Deutschland stellt sich die Frage, wie 
dem Problem der trotz guter Arbeitsmarktlage 
steigenden Erwerbsarmut entgegengewirkt wer-
den kann. Ein erster Schritt zur Reduzierung der 
Armutsgefährdung von Erwerbstätigen ist mit der 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes im 
Jahre 2015 erfolgt. Weitere Maßnahmen zur Ein-
dämmung des Niedriglohnbereiches müssen fol-
gen. Um einer zunehmenden Polarisierung am Ar-
beitsmarkt entgegenzuwirken, sollten angemessen 
bezahlte und existenzsichernde Arbeitsverhältnisse 
gefördert werden. Ebenso sollte die Aufwärtsmo-
bilität insbesondere von atypisch Beschäftigten 
unterstützt werden. Möglichkeiten der beruflichen 
Qualifikation und Weiterbildung sollten ausgebaut 
und zertifizierte Weiterbildungsmöglichkeiten auch 
für atypisch Beschäftigte bzw. für im Niedriglohn-
bereich Beschäftigte eröffnet werden. Dringender 
Handlungsbedarf besteht in Bezug auf den Abbau 
von Langzeitarbeitslosigkeit und der Erschließung 
neuer Chancen für Langzeitarbeitslose (Adamy/
Helbig/Jakob/Klaus-Schelletter/Kolf/Zavlaris 2014). 
Im Rahmen der Arbeitsvermittlung gilt es, von kurz- 
auf langfristige Wirtschaftlichkeit umzustellen, das 
heißt, statt des Vorrangs der Vermittlung auch in 
niedrig entlohnte und kurzfristige Beschäftigungs-
möglichkeiten, eine nachhaltige und qualifikations-
gerechte Vermittlung zu gewährleisten. Es geht 
dabei um einen Paradigmenwechsel: Weg von 
der Aktivierung und dem Vorrang der direkten und 
schnellen Vermittlung hin zu einer individuellen 
Förderung und Befähigung der Arbeitssuchenden 
(Reis/Siebenhaar 2015). Insgesamt sollte die Sank-
tionspraxis abgeschwächt werden, vor allem die 
Zumutbarkeitsregeln im Hartz-IV-System sollten 
entschärft und an den Mindestlohn angepasst wer-
den. Weiterhin sind auskömmliche Lohnersatzleis-
tungen und existenzsichernde Hartz-IV-Leistungen 
sicherzustellen. Zu diesem Zwecke sollten die Re-
gelsätze auf der Basis eines transparenten Verfah-
rens zur Bestimmung des soziokulturellen Existenz-
minimums überprüft werden.

SCHLUSSFOLGERUNGEN UND HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN
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